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Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 2. Dezember 1960 


Abschrift 


An den 

Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses 
des Deutschen Bundestages und des Bundesrates 
Herrn Ministerpräsident Dr. Zinn 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 
226. Sitzung am 2. Dezember 1960 beschlossen hat, hinsichtlich 
des vom Deutschen Bundestag am 9. November 1960 verab- 
schiedeten 


Gesetzes 

zur Änderung des Einkommensteuergesetzes 
— Drucksachen 1263, 2196 — 

zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes aus dem in der Anlage angegebenen 
Grunde einberufen wird. 

Dr. Meyers 


Bonn, den 2. Dezember 1960 

An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schrei- 
ben vom 15. November 1960 mit der Bitte um Kenntnisnahme 
übersandt. 


Dr. Meyers 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Anlage 


Grund für die Einberufung des Vermittlungsausschusses 
zum Gesetz zur Änderung des Einkommensteuergesetzes 


Nach Artikel 2 

ist folgender Artikel 2 a einzufügen: 

„Artikel 2 a 

Die in Artikel 1 Nr. 2 getroffene Regelung be- 
rührt die Bemessungsgrundlage für die Berechnung 
der Beiträge zur Sozialversicherung einschließlich 
der Arbeitslosenversicherung nicht. Weihnachtszu- 
wendungen (Neujahrszuwendungen) des Arbeit- 
gebers an seine Arbeitnehmer, soweit sie im ein- 
zelnen Fall insgesamt 100 Deutsche Mark nicht 
übersteigen, sind nicht beitragspflichtig. Weih- 
nachtszuwendungen (Neujahrszuwendungen) sind 
Zuwendungen in Geld, die in der Zeit vom 15. No- 
vember eines Kalenderjahres bis zum 15. Januar 
des folgenden Kalenderjahres aus Anlaß des Weih- 
nachtsfestes (Neujahrstages) gezahlt werden.“ 

Begründung 

Nach § 19 der Zweiten Verordnung über die Ver- 
einfachung des Lohnabzuges vom 24. April 1942 
und dem gemeinsamen Erlaß des Reichs- 
ministers der Finanzen und des Reichsarbeits- 
ministers vom 10. September 1944 (AN S. 281) 
sind die Lohnsteuer und die Beiträge zur So- 
zialversicherung grundsätzlich von der gleichen 
Bemessungsgrundlage zu berechnen. Der Weih- 
nachts-Freibetrag würde danach auch bei der Bei- 
tragsberechnung zur Sozialversicherung zu berück- 
sichtigen sein. Der hiernach beitragsfreie Teil 
der Lohnbezüge gilt nach dem ebenfalls noch gel- 
tenden Erlaß des Reichsarbeitsministers vom 24. Ok- 
tober 1944 (AN S. 302) nicht als Entgelt. Hieraus 


! ergeben sich für alle Versicherten, die kein Weih- 
nachtsgeld oder ein solches von weniger als 100 DM 
erhalten, sozialpolitisch unerwünschte Folgerungen 
bei der Bemessung des Krankengeldes, des Sterbe- 
i geldes und des Schlechtwettergeldes in allen Lei- 
stungsfällen, die im Laufe des Monats Januar 1961 
und beim Wochengeld in allen Leistungsfällen, die 
bis Ende März 1961 eintreten. So würde z. B. das 
Krankengeld in den ersten 6 Wochen für einen 
ledigen Versicherten, der kein Weihnachtsgeld er- 
hält und im Januar 1961 erkrankt, für die Dauer 
seiner Krankheit täglich 2,15 DM und für einen 
verheirateten Versicherten mit 3 Angehörigen täg- 
lich 2,48 DM weniger betragen, von der 7. Woche 
an würde die Minderung bei der gesetzlichen 
Leistung von 50 v. H. des Grundlohnes monatlich 
sogar 49,50 DM betragen. Ebenso mindert sich das 
Sterbegeld für im Monat Januar 1961 eintretende 
Sterbefälle von Versicherten ohne Weihnachtsgeld 
je nach den Satzungsvorschriften um 66 bis 132 DM 
und bei Sterbefällen von Familienangehörigen um 
die Hälfte dieser Beträge. Ein Teil dieser Leistun- 
gen wäre nach dem Gesetz zur Verbesserung der 
wirtschaftlichen Sicherung der Arbeiter im Krank- 
heitsfälle vom 26. Juni 1957 (Bundesgesetzbl. I 
S. 649) vom Arbeitgeber auszugleichen. 

Bei einem. Versicherten, der kein Weihnachtsgeld 
erhält, verringert sich das ihm während der 
Schlechtwetterzeit zustehende Schlechtwettergeld je 
Tag um 1,87 bis 2,37 DM. Wird der Versicherte im 
Januar arbeitslos, so verringert sich • — • bei einem 
vorhergehenden wöchentlichen Verdienst von 175 
DM — das Arbedtslosengeld je nach der Zahl der 
Angehörigen vierteljährlich um 109,20 bis 218,40 
DM. 
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